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§ 1 Umfang der Versicherung 

 
1 Der Versicherer haftet innerhalb und außerhalb des Wohnsitzes des Versi-

cherungsnehmers für Beschädigung, Zerstörung Abhandenkommen oder 
Verlust eines versicherten Gegenstandes. 

2 Die Versicherung erstreckt sich insbesondere auf Schäden entstanden 
durch: Transport, Transportmittelunfall, Diebstahl, Veruntreuung, Unter-
schlagung, Raub, räuberische Erpressung, Vertauschen, Liegenlassen, 
Brand, Blitzschlag, Explosion, Wasser und elementare Ereignisse. 

3 Die Versicherung erstreckt sich ununterbrochen auf diejenige Zeit, während 
der, der versicherte Gegenstand sich im Gebrauch, auf dem Transport oder 
in zeitweiser Ruhe befindet. 

4 Der Versicherungsschutz gilt auch dann, wenn der versicherte Gegenstand 
dritten Personen zur Benutzung oder in Gewahrsam übergeben wird: in 
solchen Fällen dürfen diese dritten Personen jedoch nicht von den ihnen 
laut Bürgerlichem Gesetzbuch obliegenden Pflichten befreit werden. 

5 Die Versicherung gilt für die im Versicherungsschein angegebenen Länder. 
6 Der Versicherer ersetzt Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-

rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen nach zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten halten durfte. Der 
Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädigung betragen zu-
sammen höchstens die Versicherungssumme; dies gilt jedoch nicht, soweit 
Maßnahmen auf Weisung des Versicherer erfolgt sind. Ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz 
entsprechend kürzen. 

 
§ 2 Ausschlüsse 

 
1 Ausgeschlossen sind die Gefahren 

a) des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher Ereignisse und solche, 
die sich unabhängig vom Kriegszustand aus der feindlichen Verwen-
dung von Kriegswerkzeugen sowie aus dem Vorhandensein von Kriegs-
werkzeugen als Folge einer dieser Gefahren ergeben; 

b) von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristischen oder politischen 
Gewalthandlungen, unabhängig von der Anzahl der daran beteiligten 
Personen, Aufruhr und sonstigen bürgerlichen Unruhen; 

c) der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Eingriffe von hoher 
Hand; 

d) aus der Verwendung von chemischen, biologischen, biochemischen 
Substanzen oder elektromagnetischen Wellen als Waffen mit gemeinge-
fährlicher Wirkung, und zwar ohne Rücksicht auf sonstige mitwirkende 
Ursachen;  

e) der Kernenergie oder sonstiger ionisierender Strahlung 
2 Ausgeschlossen sind Schäden und Verluste, welche 

a) vorsätzlich von dem Versicherungsnehmer oder Versicherten oder deren 
Beauftragten mit seinem bzw. mit deren Vorwissen von einer anderen 
Person herbeigeführt sind; 

b) unmittelbar oder mittelbar auf Mängel zurückzuführen sind, die bereits 
bei Versicherungsabschluss vorhanden waren; 

c) von Familienangehörigen durch mut- oder böswillige Beschädigung, Un-
treue oder Diebstahl herbeigeführt werden; 

d) durch gewöhnliche Abnutzung, Entwertung oder Wertminderung ent-
stehen; letztere kann bei Geigen, Bratschen oder Violoncelli mit einem 
Handelswert von mindestens EUR 10.000,00 auf Antrag nach Maßgabe 
der nachstehend aufgeführten Sonderbedingungen gedeckt werden. 

 
§ 3 Anzeigepflichten bei Abschluss oder Änderung des Vertrages 

 
1 Der Versicherer übernimmt den Versicherungsschutz im Vertrauen darauf, 

dass ihm die für den Vertragsabschluss und für die Übernahme des zu ver-
sichernden Risikos maßgebenden Umstände wahrheitsgemäß und vollstän-
dig mitgeteilt werden. 

2 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem 
Versicherer die ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, die für den 
Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen, erheblich sind und nach denen der Versicherer in Textform ge-
fragt hat. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherer später, aber noch vor der 
Vertragsannahme solche Fragen stellt. Bei Verletzung dieser Anzeigepflicht 
kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 19 bis 21, 29 VVG vom Vertrag 
zurücktreten und leistungsfrei sein oder den Vertrag kündigen oder eine 
Vertragsanpassung vornehmen.  

3 Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach den §§ 22 VVG, 123 BGB 
wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

4 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlos-
sen, ist dem Versicherungsnehmer nach Maßgabe des § 20 VVG auch des-
sen Kenntnis und Verhalten zuzurechnen. 

5 Bei einer Änderung des Vertrages gelten die Nrn. 1 - 4 entsprechend.  
 

§ 4 Gefahrerhöhung 
 

1 Gemäß § 23 VVG darf der Versicherungsnehmer nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung ohne Einwilligung des Versicherers eine Gefahrerhöhung 
weder vornehmen noch gestatten. Erkennt er nachträglich, dass er eine 
Gefahrerhöhung ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommen oder 
gestattet hat oder erhält er davon Kenntnis, dass eine Gefahrerhöhung oh-
ne seinen Willen eingetreten ist, hat der Versicherungsnehmer die Gefahr-
erhöhung dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 

2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der für Gefahrerhöhungen gelten-
den Unterlassungs- oder Anzeigepflichten, kann der Versicherer nach 
Maßgabe der §§ 24 bis 27, 29 VVG nicht nur zur Kündigung oder zur Bei-
tragserhöhung berechtigt, sondern auch ganz oder teilweise von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei sein. 

 
§ 5 Beitrag; Folgen nicht rechtzeitiger Beitragszahlung 
 

1 Der Versicherungsnehmer hat den ersten Beitrag, wenn nichts anderes be-
stimmt ist, unverzüglich nach Abschluss des Vertrages zu zahlen, frühes-
tens aber zum Tag des vereinbarten Versicherungsbeginns. Folgebeiträge 
sind zu den jeweils vereinbarten Terminen zu zahlen. 

2 Ist Ratenzahlung vereinbart, sind die Raten am Ersten des Monats fällig, in 
dem die jeweilige Zahlungsperiode beginnt. Die ausstehenden Raten gelten 
bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet. Die gestundeten 
Raten des laufenden Versicherungsjahres werden sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät 
oder soweit eine Entschädigung fällig wird. 

3 Wird der erste Beitrag nicht unverzüglich gezahlt, kann der Versicherer, 
a) solange die Zahlung noch nicht bewirkt ist, nach § 37 Abs. 1 VVG vom 

Vertrag zurücktreten, 
und/oder 
b) nach § 37 Abs. 2 VVG von der Verpflichtung zur Leistung für vor der 

Zahlung eingetretene Versicherungsfälle frei werden,  
es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten. 

4 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer durch 
Mahnung oder Kündigung nach § 38 VVG leistungsfrei werden. 

5 Ist Lastschriftverfahren vereinbart, ist die Zahlung rechtzeitig, wenn der Bei-
trag zum vereinbarten Termin von dem angegebenen Konto abgebucht 
werden kann. Kann der Beitrag aus Gründen, die der Versicherungsnehmer 
zu vertreten hat, nicht vereinbarungsgemäß eingezogen werden oder wird 
der Einziehung durch den Kontoinhaber widersprochen, gerät der Versiche-
rungsnehmer in Verzug. Der Versicherer kann dann von weiteren Einzie-
hungsversuchen absehen und den Versicherungsnehmer in Textform zur 
Zahlung durch Überweisung auffordern. 
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6 Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der vereinbarten Vertrags-
dauer oder wird es nach Beginn rückwirkend aufgehoben oder ist es von 
Anfang an nichtig, hat der Versicherer Anspruch auf Beitrag oder Ge-
schäftsgebühr nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften, insbesondere 
der §§ 39 und 80 VVG. 

 
§ 6 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

 
1 Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Tag des vereinbarten Versiche-

rungsbeginns, wenn der erste Beitrag unverzüglich gezahlt wird. Wird der 
erste Beitrag nicht unverzüglich gezahlt, beginnt der Versicherungsschutz 
erst mit der Zahlung des Beitrags, soweit sich nicht aus § 5 Nr. 3 etwas an-
deres ergibt, nicht jedoch vor dem Tag des vereinbarten Versicherungsbe-
ginns. 

2 Der Versicherungsschutz endet spätestens mit Ablauf des Vertrages. 
 

§ 7 Versicherungswert 
 
Die Versicherung darf zu keiner Bereicherung führen. Der gemeine Wert des 
versicherten Gegenstandes am Tage des Schadens ist der Versicherungswert. Ein 
persönlicher Liebhaberwert (Affektionswert) darf bei Ermittlung des Versiche-
rungswertes nicht berücksichtigt werden. 
 

§ 8 Unterversicherung 
 
Ist die Versicherungssumme bei Eintritt des Versicherungsfalles niedriger als der 
Versicherungswert (Unterversicherung), so wird nur derjenige Teil des Schadens 
ersetzt, der sich zum ganzen Schaden verhält wie die Versicherungssumme zum 
Versicherungswert. 
 

§ 9 Sicherheitsvorschriften und weitere Obliegenheiten des Versicherungs-
nehmers vor Eintritt des Versicherungsfalls 
 
1 Der Versicherungsnehmer hat alle gesetzlichen, behördlichen oder verein-

barten Sicherheitsvorschriften zu beachten, insbesondere dafür Sorge zu 
tragen, dass die versicherten Instrumente der Empfindlichkeit entsprechend 
sorgfältig behandelt und aufbewahrt werden. Soweit die Instrumente sich 
nicht im Gebrauch befinden, sind sie möglichst in ihren dafür bestimmten 
Behältern zu verwahren. 

2 Bei Beförderung und Versand innerhalb und außerhalb des Wohnsitzes ist 
dafür Sorge zu tragen, dass der versicherte Gegenstand in verschlossenen, 
zum Transport solcher Instrumente bestimmten Behältnissen verpackt zur 
Beförderung oder Absendung kommt. 

3 Die dem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Beförderungs-
bestimmungen und Deklarationsvorschriften sowie die Vorschriften des Be-
förderungsunternehmens sind einzuhalten.  

4 Bei Versand durch die Post können Gegenstände bis zum Wert von 
EUR 5.000,00 als gewöhnliches Paket aufgeliefert werden; bei Versendung 
von Gegenständen mit einem höheren Wert besteht Versicherungsschutz 
nur nach vorheriger schriftlicher Vereinbarung mit dem Versicherer. 

5 Bahnsendungen bis zu einem Wert von EUR 5.000,00 je versicherte Sache 
sind als Expressgut oder mit IC- Kurierdienst durchzuführen. 

6 Luftfrachtsendungen sind mit IATA-Gesellschaften und Aufgabe als „Valu-
able Cargo“ mit einer Wertangabe von US$ 1.000 pro Kilogramm durchzu-
führen. 

7 Bei Beförderung durch Kraftwagen ist das versicherte Instrument derart zu 
verstauen, zu befestigen und zu bedecken, dass es nicht ohne Schwierig-
keiten abhanden kommen, entwendet oder beschädigt bzw. zerstört wer-
den sowie nicht durch Herumschleudern, Herunterfallen, Witterungsein-
wirkungen (Nässe und/oder Hitze usw.) oder fallende andere Gegenstände 
Schaden erleiden kann. 

8 Die Beförderung durch ein öffentliches Beförderungsinstitut oder durch be-
sonders vertrauenswürdige Personen hat nach Möglichkeit ohne jegliche 
Unterbrechung und auf dem kürzesten Wege zu geschehen. 

9 Wird eine dieser Obliegenheiten verletzt, ist der Versicherer nach Maßgabe 
der §§ 28 Abs. 2 bis 4 VVG, 29 VVG ganz oder teilweise von der Verpflich-
tung zur Leistung frei. Darüber hinaus ist der Versicherer nach Maßgabe 
der §§ 28 Abs. 1 VVG, 29 VVG auch zur Kündigung berechtigt. Führt die 
Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, gelten außerdem auch die §§ 23 bis 
27 VVG. 

10 Der Versicherte muss Obliegenheitsverletzungen des Versicherungsnehmers 
gegen sich gelten lassen.  

 
§ 10 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall 
 

1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, jeden Schadenfall unverzüglich 
dem Versicherer anzuzeigen und dessen Anordnungen Folge zu leisten. 

2 Die Versicherung selbst begründet keinen Beweis für das Vorhandensein 
und den Wert der versicherten Sache zur Zeit des Versicherungsfalls; die 
Versicherungssumme bildet lediglich die Grenze der Ersatzpflicht des Versi-
cherers. Der Versicherungsnehmer hat daher den Beweis zu führen, dass 
die Umstände eingetreten sind, welche die Ersatzpflicht bedingen, und dass 
die Gegenstände, für welche er Entschädigung beansprucht, den versicher-
ten Wert vor dem Schadenfall hatten, soweit nicht bei Antragstellung hier-
über Nachweise vorgelegt und diese von dem Versicherer ausdrücklich an-
erkannt wurden. 

3 Bei Diebstahl, Abhandenkommen, Raub, räuberischer Erpressung und 
Brandschaden hat der Versicherungsnehmer Anzeige bei der zuständigen 
Polizeidienststelle und bei Bahn-, Schiffs- oder Flugreisen dem zuständigen 
Beförderungsunternehmen zu erstatten. 

4 Der Versicherungsnehmer hat - soweit für ihn zumutbar - für die Rettung 
des versicherten Gegenstandes aus einer drohenden oder entstandenen 
Gefahr bzw. bei Diebstahl oder Abhandenkommen für Wiedererlangung 
des versicherten Gegenstandes zu sorgen. Wenn ein Dritter für den Scha-
den verantwortlich gemacht werden kann, so hat der Versicherungsnehmer 
den Rückgriff gegen diesen sicherzustellen unter Beachtung der für die Be-
förderungsunternehmen geltenden Vorschriften. 

5 Auf Verlangen des Versicherers hat der Versicherungsnehmer nach Zahlung 
der Entschädigung etwaige Regressansprüche gegen Dritte schriftlich abzu-
treten und die Belege und Beweismittel ohne Verzug, gegebenenfalls ge-
gen Erstattung der Kosten zur Verfügung zu stellen 

6 Der Versicherer verzichtet auf die Einrede, dass der Versicherungsnehmer 
die Einschränkung der Haftung der Beförderungsunternehmen oder der-
gleichen ausdrücklich oder stillschweigend anerkannt und dadurch seine 
Ansprüche gegen den Versicherer ganz oder teilweise verwirkt habe. 

7 Wenn der Versicherungsnehmer sich bei den Verhandlungen über Ermitt-
lung der Entschädigung einer arglistigen Täuschung schuldig macht, so ist 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber von jeder Leistungs-
pflicht aus diesem Versicherungsfall frei. 

8 Zahlt der Versicherer eine Entschädigung wegen Totalschaden des versi-
cherten Instrumentes, so geht das Eigentum an diesem Instrument auf den 
Versicherer über. Wird ein gestohlener oder abhanden gekommener Ge-
genstand, für den der Versicherer Schadenersatz geleistet und das Eigen-
tumsrecht erworben hat, wieder zur Stelle und freien Verfügung des Versi-
cherers gebracht, so kann er vom Versicherungsnehmer binnen einer vom 
Tage der Wiedererlangung gerechneten Frist von einem Monat durch 
Rückvergütung des bezahlten Betrages zurückerworben werden. In einem 
solchen Falle übernimmt der Versicherer jedoch keinerlei Gewähr bezüglich 
des Zustandes, der Verwahrung und der Beförderung des Instrumentes und 
die Zurückerwerbung ist unwiderruflich. 

9 Sofern der Versicherungsnehmer – auch nach erfolgter Schadenzahlung – 
irgendwelche Nachrichten über den Verbleib der gestohlen oder abhanden 
gekommenen Gegenstände erhält, ist er verpflichtet, dem Versicherer und 
der Polizeidienststelle hiervon sofort Kenntnis zu geben und alles zu tun, 
was zur Wiedererlangung und Sicherstellung des Gegenstandes notwendig 
ist. 

10 Wird eine dieser Obliegenheiten verletzt, ist der Versicherer nach Maßgabe 
der §§ 28 Abs. 2 bis 4 VVG, 29 VVG, 82 VVG ganz oder teilweise von der 
Verpflichtung zur Leistung frei.  

11 Der Versicherte muss Obliegenheitsverletzungen des Versicherungsnehmers 
gegen sich gelten lassen. 

 
§ 11 Ermittlung der Ersatzleistung des Versicherers 
 

1 Bei eingetretenem Schaden ersetzt der Versicherer gemäß § 10 Nr. 2 bei 
Totalverlust den Versicherungswert ohne Abzug und im Falle einer repara-
turfähigen Beschädigung, soweit der Versicherer keinen erstrangigen Spe-
zialreparatur bestimmt, die Reparaturkosten und etwaige Versandkosten 
nach Vorlage der Originalrechnung oder beglaubigter Abschrift, vorausge-
setzt, dass vorher ein Kostenvoranschlag eingereicht und die Höhe der Re-
paraturkosten von dem Versicherer anerkannt wurden. 

2 Für die Kosten von Verbesserungen, Veränderungen oder Gesamtauffri-
schungen des versicherten Gegenstandes sowie für Vermögensnachteile 
durch Benutzungsausfall kommt der Versicherer nicht auf. 

3 Bei Schadenfällen, die sich außerhalb Europas ereignen, soll möglichst die 
Wiederherstellung des versicherten Gegenstandes in dem Lande erfolgen, 
in dem sich der Schaden ereignet hat, vorbehaltlich der Beachtung devisen-
rechtlicher Vorschriften. Besteht der Versicherungsnehmer darauf, dass der 
Gegenstand an den Hersteller oder an eine Reparaturstelle in einem der 
Länder Europas überführt wird, so trägt der Versicherer die dadurch ent-
stehenden Transportkosten nur, wenn er vorher seine Genehmigung erteilt 
hat. Die weitere Bearbeitung des Versicherungsfalls tritt nach dem Zeit-
punkt ein zu dem der betreffende Gegenstand an den Hersteller abgeliefert 
worden ist. In solchen Fällen ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, die 
mit der Reparatur beauftragte Stelle zu veranlassen, dem Versicherer zu-
nächst einen genauen Bericht über den festgesetzten Schaden und einen 
Kostenvoranschlag für dessen Behebung einzureichen. 

 
§ 12 Zahlung der Entschädigung 
 

1 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers 
zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind. Jedoch kann 
einen Monat nach Anzeige des Schadens als Abschlagszahlung der Betrag 
beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

2 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine 
weitergehende Zinspflicht besteht: 
a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach 

Meldung des Schadens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu 
verzinsen. 

b) Der Zinssatz beträgt vier Prozent, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund ein höherer Zins zu zahlen ist.  

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 
3 Der Lauf der Fristen gemäss Nr. 1 und Nr. 2 a) und b) ist gehemmt, solange 

infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht 
ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

4 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versiche-

rungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versiche-
rungsfalles läuft; 
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c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzlichen Bestim-
mungen über die Sicherung von Realgläubigern nicht erfolgte. 

 
§13 Verjährung 

 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Ist ein 
Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet wor-
den, zählt der Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zugang der in Textform 
mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller bei der Fristbe-
rechnung nicht mit. 
 

§ 14 Kündigung im Schadenfall 
 
Nach Eintritt eines Versicherungsfalls können beide Parteien den Versicherungs-
vertrag kündigen. Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muss spätestens 
einen Monat nach dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung 
zugehen. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhal-
ten. Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kün-
digung sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam wird, jedoch spätes-
tens zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode. 
 

§ 15 Gerichtsstand 
 
Für Rechtsstreitigkeiten aus dem Versicherungsverhältnis mit einem Versiche-
rungsnehmer oder Versicherten mit Wohn- oder Geschäftssitz außerhalb der Eu-
ropäischen Gemeinschaft ist Gerichtsstand der Sitz des Versicherers. Für diesen 
Fall wird im übrigen die Geltung des deutschen Rechts vereinbart.  
 

§ 16 Anzeigen und Willenserklärungen 
 
Sämtliche Anzeigen und Erklärungen bedürfen der Textform, soweit nicht etwas 
anderes bestimmt ist. 
 

§ 17 Schlussbestimmung 
 
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen etwas anderes bestimmt ist, gel-
ten die gesetzlichen Vorschriften.  
 


